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Die europäischen Parteiföderationen bemühten sich auch im Jahre 1981 um in-
nere Konsolidierung und Weiterentwicklung ihrer Stellung als Akteure auf
transnationaler Ebene. Dabei machten sich bisherige Schwierigkeiten und Re-
striktionen im Grunde unverändert bemerkbar. Auch wenn der Kohäsionsgrad
der drei Parteiföderationen differiert und ihre Stellung und Funktion innerhalb
der jeweiligen Parteifamilie unterschiedlich ist, so sind sie doch alle Beispiele
für den langsamen und schwierigen Prozeß der Integration von Akteuren im
Bereich der transnationalen politischen Infrastruktur der Europäischen Ge-
meinschaft. Gemessen am Anspruch, der jeweiligen Fraktion im Europäischen
Parlament die politischen Leitlinien vorzugeben und als parteipolitisches Kraft-
zentrum im Sinne einer Schaltstelle zu wirken, haben alle drei Parteibünde ei-
nen Nachholbedarf. Das Ziel war — jedenfalls auf kurze Frist bemessen — of-
fensichtlich zu ehrgeizig. Dennoch wäre es unbegründet, die in relativ kurzer
Zeit erreichten Errungenschaften der drei Parteibünde — sie stellen (minde-
stens!) einen etablierten „round table" und einen Rahmen für schrittweise An-
näherung, gegenseitige Rücksichtnahme und gemeinsame Problemlösung dar
— zu unterschätzen: im Kontext eines notwendigerweise langfristig angelegten
Integrationsprozesses stellen sie ein unverzichtbares Element dar.

Für keine der drei Parteiföderationen sind im Jahre 1981 spektakuläre Vor-
gänge zu verzeichnen. Eine größere Herausforderung, zugleich ein Test für den
seit der Gründung Mitte der 70er Jahre erreichten Grad an Kohäsion und Lei-
stungsvermögen wird die zweite Direktwahl zum Europäischen Parlament 1984
bzw. die Vorbereitung darauf sein. Die Bilanz für 1981 ergibt folgendes Bild:

Der Bund der Sozialdemokratischen Parteien der EG
Das Jahr 1981 war kein Kongreß-Jahr, so daß auch keine personellen Verände-
rungen in den Gremien des Bundes erfolgten. Der nächste Kongreß wird —
dem zweijährigen Turnus entsprechend — im November 1982 stattfinden. Die
Arbeiten des Bundes konzentrieren sich daher zum einen auf Sitzungen des Bü-
ros, das für die Zeit zwischen Kongressen die politischen Richtlinien bestimmt;
zum andern auf spezielle Konferenzen zu ausgewählten Themen.

Insgesamt wurden vier Sitzungen des Büros abgehalten: am 5.16. Februar
1981 in Paris, am4./5. Juni in Killarney sowie am 10./11. September und am 11.
Dezember 1981 in Brüssel. Die Mitgliedsparteien des Bundes streben an, in
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verstärktem Maße auch Parteien des demokratischen Sozialismus aus europäi-
schen Nicht-EG-Staaten an der Arbeit zu beteiligen. In diesem Sinne waren an
Sitzungen im Berichtszeitraum Vertreter der Parteien Österreichs, Norwegens
und Schwedens anwesend.

Das Spektrum der auf den Büro-Sitzungen behandelten Themen reichte von
spezifischen und aktuellen EG-Problemen bis zu den Arbeitsschwerpunkten
der Sozialistischen Internationalen1. So wurden die Beziehungen zwischen der
EG und Lateinamerika diskutiert, außerdem die Situation im südlichen Afrika
behandelt, wobei zum letzten Punkt erst Anfang 1982 ein Resolutionstext fer-
tiggestellt werden konnte. Wichtige Themen waren durchgängig die Arbeitslo-
sigkeit und die allgemeine wirtschaftliche Lage in den Ländern der Gemein-
schaft. Zu den Tagesordnungspunkten gehörten aus jeweils aktuellem Anlaß,
nämlich im Zusammenhang mit Wahlen, die Situation in einzelnen EG-Mit-
gliedstaaten. Zur Beratung standen die Verhältnisse in Frankreich, Irland und
den Niederlanden, wobei die jeweiligen Parteivorsitzenden einführende Be-
richte gaben. Ein weiterer fester Tagesordnungspunkt ist der Arbeit der Sozia-
listischen Fraktion im Europäischen Parlament gewidmet. Grundlage ist je-
weils der Bericht des Fraktionsvorsitzenden Glinne. Zu den Aufgaben des Bü-
ros gehört weiterhin die Vorbereitung spezieller Konferenzen. Das kann sich
dann als schwierig erweisen, wenn die Standpunkte nicht übereinstimmen. Dies
war der Fall bei der Vorbereitung einer speziellen Konferenz über die Süder-
weiterung der Gemeinschaft, auf die noch einzugehen sein wird.

Erstmals wurde im Rahmen des Büros des Bundes über die Vorbereitung der
1984 stattfindenden zweiten Direktwahlen zum Europäischen Parlament ge-
sprochen. Letztlich geht es dabei um die Frage nach den Möglichkeiten einer
gemeinsamen, für alle Mitgliedstaaten gültigen Programmaussage sowie um ei-
ne gemeinsame Wahlkampfführung. Bekanntlich war es vor den ersten Direkt-
wahlen nicht möglich gewesen, den Plan eines gemeinsamen Programms zu
verwirklichen. Stattdessen begnügten sich die Mitgliedsparteien mit einem
Wahlaufruf, der einer Parteiführer-Erklärung folgte. Von einer gemeinsamen
Wahlkampfführung war trotz einzelner transnational aufgezogener Veranstal-
tungen keine Rede. Im Rahmen des 1981 erfolgten Meinungsaustauschs mit
Blick auf 1984 zeichnete sich ab, daß auch beim zweiten Versuch erhebliche
Restriktionen vorhanden sein dürften. Da ist beispielsweise der Umstand, daß
in der Bundesrepublik Deutschland voraussichtlich in zeitlicher Nähe zu den
europäischen Wahlen auch Bundestagswahlen stattfinden werden. Oder daß in
Großbritannien — wie schon 1979 — die nationalen Wahlen gleichfalls in unmit-
telbarer Nähe zu den europäischen abgehalten werden, wobei die Frage des
Verbleibs Großbritanniens in der EG nach dem Willen der Mehrheit in der La-
bour Party zu einem zentralen Punkt der nationalen Wahlen werden soll. An-
gesichts so unterschiedlicher Schwerpunkte und Interessen ist eine gemeinsame
Grundlage für Programmplattform und Wahlkampf des Bundes nich zu erken-
nen. Vielmehr zeichnet sich die Möglichkeit einer erneuten Instrumentalisie-
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rung der europäischen Wahlen, wie 19792, für parteipolitische Zielsetzungen
im nationalen Rahmen ab. So wurde auch die Ausarbeitung einer Strategie für
die. 1984er Wahlen als verfrüht bezeichnet.

Neben den Bürositzungen haben mehrere Konferenzen stattgefunden. Am
28. Februar 1981 trafen sich in Amsterdam die Parteiführer und berieten über
die aktuelle ökonomische Krise sowie über die politische Rolle Europas in der
Welt, insbesondere im Rahmen der Ost-West-Beziehungen und gegenüber
Mittel- und Lateinamerika. Von besonderer Bedeutung waren Konferenzen zu
speziellen Einzelthemen. Vom 6.-8. März 1981 fand in London eine Konfe-
renz über Energiepolitik statt3. Ziel der Konferenz war nicht, eine sozialisti-
sche Energiepolitik Westeuropas zu definieren; dafür sind die Auffassungsun-
terschiede zwischen den Mitgliedsparteien des Bundes in dieser Frage nach wie
vor zu groß. Vielmehr ging es um den Austausch von Informationen über die
energiepolitische Haltung der einzelnen Mitgliedsparteien sowie um eine Be-
standsaufnahme der Maßnahmen des Europäischen Parlaments, der Auffas-
sungen von Experten der OPEC, der IEA und der EG-Kommission sowie von
Interessenorganisationen.

Am 19./20. März 1981 fand in Paris eine Konferenz zum Thema „Sicherheit
und Abrüstung" statt; sie war nicht-öffentlich in den Einzelberatungen. Die am
Schluß abgehaltene Pressekonferenz diente nicht nur der öffentlichen Präsenta-
tion von Grundpositionen verschiedener Parteiführer zum Konferenzthema,
sondern auch der Manifestation von Solidarität mit Francois Mitterrand kurz
vor den französischen Präsidentschaftswahlen4. Was den Konferenzgegenstand
angeht, sprachen sich alle Teilnehmer für eine Fortsetzung der Entspannungs-
politik und für Bemühungen aus, Abrüstungs- und Rüstungskontrollmaßnah-
men durch Verhandlungen zu erreichen. In der Frage des NATO-Doppelbe-
schlusses wurden Auffassungsunterschiede ebenso deutlich wie in der Einschät-
zung von Vorschlägen Breschnews.

Am 22. Oktober 1981 fand in Brüssel auf Initiative der französischen Soziali-
sten ein gemeinsames Seminar der Sozialistischen Fraktion im Europäischen
Parlament und des Bundes über die Agrarpolitik der Gemeinschaft statt. Die
Beratungen sind im Zusammenhang mit der Reform-Diskussion, erneut ausge-
löst durch den Mandats-Bericht der EG-Kommission, zu sehen. Daß es sich um
eine französische Initiative handelte, erweist wiederum den außerordentlich
hohen Stellenwert der Agrarpolitik und des Agrarsektors für Frankreich.

Das kam auch bei einer Arbeits-Konferenz des Bundes vom 27.-29. Novem-
ber 1981 in Madrid zum Thema der Süderweiterung der Gemeinschaft zum
Ausdruck. Bereits im Vorfeld hatte sich die Brisanz einzelner Probleme daran
gezeigt, daß mehrere Vorbereitungssitzungen erforderlich waren. Im einzelnen
ging es um Fragen der institutionellen Implikationen der Süderweiterung, um
die Zukunft der Gemeinsamen Agrarpolitik und eine Reihe struktureller Pro-
bleme: insbesondere im Bereich der Industrie- und Regionalpolitik, der Wirt-
schaftspolitik, der Haushaltsgestaltung und des Europäischen Währungssy-
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stems (EWS). In Anwesenheit der Parteiführer der spanischen und portugiesi-
schen Sozialisten, Gonzalez und Soares, verknüpfte der Vorsitzende der fran-
zösischen Sozialisten, Jospin, sein grundsätzliches Ja zum Beitritt beider Staa-
ten mit mahnenden Hinweisen auf die damit verbundenen Probleme und
Schwierigkeiten. So wurde es zum Streitpunkt der Konferenz, ob der 1. Januar
1984 als Datum für den Beitritt ausdrücklich erwähnt werden sollte oder nicht.
Jospin begründete seine Ablehnung mit dem Hinweis auf Lehren der ersten
EG-Erweiterung sowie des Verhandlungsergebnisses mit Griechenland. Die
Beispiele Großbritannien und Griechenland würden beweisen, daß schlecht
vorbereitete und geführte Verhandlungen keinen Erfolg bringen, sondern nur
weiter die Krise der Gemeinschaft vertiefen könnten.

Im Rahmen des Bundes existieren schließlich Arbeitsgruppen, die vom Büro
eingesetzt wurden. Die Gruppe zum Thema „Gewalt und Terrorismus" soll
erst 1982 mit der Arbeit beginnen; die Gruppe zum Thema „Wanderarbeitneh-
mer" ist nicht zusammengetreten, so tagte lediglich die Gruppe „Süderweite-
rung".

Von Bestebungen des Büros, Parteien aus europäischen Nicht-EG-Staaten
stärker an der Arbeit des Bundes zu beteiligen, war bereits die Rede, sowie da-
von, daß Vertreter der entsprechenden Parteien aus Norwegen, Schweden und
Österreich an Bürositzungen mitwirkten. Die Teilnehmerlisten der oben er-
wähnten Spezial-Konferenzen weisen neben Vertretern der Mitgliedsparteien
auch Vertreter weiterer Parteien auf. Sie haben entweder den Status von Beob-
achtern mit beratender Stimme; dazu gehören die Northern Ireland Labour
Party und die Parteien aus Norwegen, Schweden und der Schweiz. Oder sie ha-
ben den Status einer lediglich eingeladenen Partei, wie im Fall der griechischen
PASOK, die an der Konferenz in Paris über Abrüstung mit einer Delegation
unter Führung von Andreas Papandreou — er war ausdrücklich von Mitterrand
eingeladen worden — teilnahm: die PASOK ist nicht Mitglied der Sozialisti-
schen Internationale, daher dieser Sonderstatus.

Probleme mit der Mitgliedschaft von zwei Parteien aus demselben Land, im
Falle Italiens gelöst, traten auf, als die Northern Ireland Labour Party sich um
Mitgliedschaft bemühte, dafür aber nicht die Zustimmung der Social Democra-
tic Labour Party fand. Ein Problem ungleich größerer Dimension und politi-
scher Brisanz zeichnet sich mit Blick auf die in Großbritannien neu gegründete
Social Democratic Party (SDP) ab, die sich als bewußte Alternative zur Labour
Party versteht und bemerkenswerte Wählerresonanz verzeichnen kann. Sie ist
nicht Mitglied der Sozialistischen Internationale und es ist offen, ob Labour zu-
stimmen würde, diese Konkurrenz als Mitglied in den Bund aufzunehmen. Die
Brisanz liegt in dem eindeutigen EG-Bekenntnis der SDP, dem die mehrheitli-
che Ablehnung der britischen EG-Mitgliedschaft bei Labour gegenübersteht.

Interessant ist schließlich die Absprache der beiden belgischen Mitgliedspar-
teien aus den Landesteilen Wallonien und Flandern: sie haben verabredet, die
internationale Arbeit gemeinsam zu gestalten. Falls die beiden jeweils getrennt
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zusammengesetzten Gruppen Konsens erzielen, geben sie gemeinsam eine
Stimme ab; falls nicht, üben sie Stimmenthaltung.

Es gehört zum Selbstverständnis des Bundes, gute und enge Beziehungen
zum Europäischen Gewerkschaftsbund (EGB) zu pflegen. Der EGB wird rou-
tinemäßig eingeladen, zu Konferenzen Vertreter zu entsenden; so nahm an der
Konferenz in London über Energiepolitik J.I. Nalsund teil. Angesichts der sich
zuspitzenden Problematik wachsender Arbeitslosenzahlen ist auffallend, daß in
den Kontakten zwischen Bund und EGB im Berichtszeitraum nichts Herausra-
gendes an Initiativen oder Aktivitäten zu verzeichnen war.

Zu den Beziehungen zwischen dem Bund und der Sozialistischen Fraktion im
Europäischen Parlament wurde bereits oben erwähnt, daß der Fraktionsvorsit-
zende regelmäßig auf den Bürositzungen berichtet. Die Funktion des Bundes
hinsichtlich der EG-Fraktion wird von den Mitgliedsparteien unterschiedlich
eingeschätzt. Während die Niederländer, getreu ihrer Tradition, den Bund
stärken wollen und ihn als Instanz verstehen, die die EP-Abgeordneten poli-
tisch anleitet und führt, ist und bleibt für die französischen Sozialisten die natio-
nale Partei der Bezugspunkt der EP-Abgeordneten. Insgesamt bleibt festzuhal-
ten, daß auch im Jahre 1981 die Sozialistische Fraktion des Europäischen Parla-
ments eine ungleich stärkere Aktivität entwickelt hat als der Bund.

Im Bericht über das Jahr 1980 war auf „Tendenzen" hingewiesen worden,
„die auf die Möglichkeit der Formierung einer ,Euro-Linken' hinweisen"5.
Auch 1981 kam es wieder zu Begegnungen, allerdings auf jeweils bilateraler
Ebene. In Straßburg (und nicht in Bonn!) traf Willy Brandt den italienischen
KP-Chef Berlinguer, was als Indiz für die Annäherung der italienischen Kom-
munisten an Positionen des demokratischen Sozialismus gewertet wird. Diese
bilateralen Kontakte sind für den Bund nicht ohne Problematik, da sich die So-
zialistische Partei Italiens aus innenpolitischen Gründen deutlich gegenüber
den Kommunisten abgrenzt und über die Annäherungen ihrer französischen
und deutschen Genossen gegenüber den italienischen Kommunisten nicht sehr
erfreut sein kann.

Wie bereits in der Phase der Entstehung des Bundes ist seine Funktion und
sein Charakter auch heute noch zwischen den Mitgliedsparteien umstritten.
Während die Sozialisten Italiens und der Benelux-Länder für eine starke Euro-
Partei eintreten, sehen Dänen und Briten den Bund primär als „round table",
also als informelles Diskussionsforum, das die Autonomie der einzelnen Partei-
en nicht einschränkt. In der Sache sind auch französische Sozialisten und deut-
sche Sozialdemokraten nicht bereit, zugunsten einer starken Euro-Partei auf
Autonomie zu verzichten. Interessant ist, daß sich die Sozialisten Portugals und
Spaniens für eine Stärkung des Bundes aussprechen; nicht zuletzt versprechen
sie sich davon eine Unterstützung ihrer Beitritts-Wünsche. Die gegenwärtig be-
scheidene Finanzausstattung des Bundes wird eine Stärkung kaum zulassen. Da
die Frage finanzieller Eigenmittel für alle Parteiföderationen weiterhin auf der
Tagesordnung steht, wird im Zusammenhang damit auch das Selbstverständnis
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weiterhin Diskussionsgegenstand bleiben. Gleiches gilt für den Fall künftiger
Beratungen über eine gemeinsame Strategie des Bundes für die zweiten Direkt-
wahlen im Jahre 1984.

Die Föderation der Europäischen Liberalen Demokraten (ELD)

Der jährliche Kongreß der Europäischen Liberalen Demokraten fand 1981
vom 12. —14. Juni in Kopenhagen statt. Elf Mitgliedsparteien aus acht Staaten
(in Irland existiert keine liberale Partei), die ELD-Fraktion im Europäischen
Parlament und die Jugendorganisation L.Y.M.E.C. (Liberal and Radical
Youth Movement of the European Community) hatten Delegierte entsandt.
Als Beobachter waren Vertreter aus Finnland, Norwegen, Schweden, Öster-
reich, der Schweiz und Spanien anwesend, nicht dagegen — wie noch beim
Kongreß 1980 - aus Griechenland und Portugal6.

Nachdem Gaston Thorn vor seiner Bestellung zum Präsidenten der EG-
Kommission vom Amt des Präsidenten der Föderation zurückgetreten war,
mußte ein neuer Präsident gewählt werden. Der bisherige Vizepräsident, der
Belgier Willy De Clercq (Vorsitzender der flämischen liberalen Partei PVV),
erhielt über 80% der Delegierten-Stimmen. Neuer Vizepräsident, neben dem
Franzosen Jean-Francois Pintat, wurde der Däne Henning Christophersen (seit
1978 Vorsitzender der liberalen Venstre, 1978/79 Außenminister seines Lan-
des, seit 1979 Vorsitzender der Fraktion der Venstre und Vorsitzender des Au-
ßenpolitischen Ausschusses im Folketing). Gaston Thorn wurde zum Ehren-
präsidenten gewählt. Im Exekutiv-Komitee gab es wie üblich nur geringfügige
Veränderungen7.

Der Kopenhagener Kongreß faßte verschiedene Resolutionen. Von beson-
derem Gewicht ist die Entschließung über die „Europäische Union"8. Darin
unterstützt der Kongreß die Initiative des Außenministers der Bundesrepublik
Deutschland, des FDP-Politikers Genscher, und spricht sich für die Ausarbei-
tung eines Vertrages durch das Europäische Parlament aus, der dann von den
nationalen Parlamenten zu ratifizieren wäre. Der Vertrag sollte verschiedene
„Kernelemente" enthalten: im Bereich der Wirtschaftspolitik die Verpflichtung
zum weiteren Ausbau der Gemeinschaftspolitiken im Wirtschafts- und Wäh-
rungsbereich; im institutionellen Bereich den Übergang des Ministerrats zu
Mehrheitsentscheidungen, die förmliche Einbeziehung des Europäischen Rates
in das Institutionengefüge (also unter Beteiligung von Kommission und Euro-
päischem Parlament) sowie die Erweiterung der Befugnisse des Europäischen
Parlaments (im Haushaltsbereich, bei der Ernennung der Mitglieder der EG-
Kommission und durch Gewährung eines eigenständigen Initiativrechts in der
Gesetzgebung); im außenpolitischen Bereich soll die EPZ ausgebaut und mit
einem gemeinsamen Sekretariat versehen werden. Der Vertrag soll auch ein
Bekenntnis zu einer koordinierten Friedens- u'nd Sicherheitspolitik der EG-
Staaten in Kooperation mit den NATO-Mitgliedstaaten enthalten. Im Bereich
der Bürgerrechte, einem für die ELD seit Anfang ihrer Aktivitäten zentralen
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Punkt, soll kurzfristig ein gemeinsamer europäischer Paß eingeführt, mittelfri-
stig eine Charta der Bürgerrechte (entsprechend den Forderungen des Kon-
gresses 1980) verabschiedet werden; weiterhin soll der Vertrag allen EG-Bür-
gern, die ihren ständigen Wohnsitz in einem Land der Gemeinschaft haben,
dort das Wahlrecht bei Gemeindewahlen geben. Schließlich soll der Vertrag ei-
ne Intensivierung der kulturellen Zusammenarbeit vorsehen. Die Entschlie-
ßung unterstützt die Inititative der sogenannten „Crocodile-Gruppe" im Euro-
päischen Parlament. Der Kongreß setzt schließlich eine eigenständige Arbeits-
gruppe mit je einem Vertreter pro Mitgliedspartei ein, die die Aktivitäten im
Zusammenhang mit der Errichtung einer Europäischen Union beobachten sol-
len.

In zwei weiteren Resolutionen nimmt der Kongreß zu den Problemen der Ju-
gend- und Frauenarbeitslosigkeit Stellung und fordert energischere Maßnah-
men der Gemeinschaft. Bei Aktivitäten in Grenzgebieten, die grenzüberschrei-
tende Auswirkungen für die Umwelt und die dort lebenden Menschen haben,
fordert der Kongreß mehr Information und Konsultation, schließlich einen
Rechtsanspruch der Betroffenen, in das Entscheidungsverfahren einbezogen zu
werden. Die Resolution zum Regionalfonds kritisiert die Verwendung von Mit-
teln für nationale Programme und fordert eine finanzielle Aufstockung durch
Senkung der Agrarausgaben. Die Resolution zur Handelspolitik kritisiert pro-
tektionistische Tendenzen und Maßnahmen.

Andere Entschließungen betreffen mehr interne Aspekte der ELD und ihre
Entwicklung. Das gilt für den an das Exekutivkomitee der ELD gegebenen
Auftrag, die politische Lage in Griechenland und die Frage eines etwaigen Bei-
tritts griechischer Politiker nach den Wahlen im November 1981 zu prüfen; hier
wird das Bemühen um eine Erweiterung der ELD deutlich erkennbar. In einer
anderen Resolution wird dringend gefordert, die Zusammenarbeit zwischen
der Föderation und der Fraktion im EP weiter zu entwickeln. Über konkrete
Verfahren, die auszuarbeiten sind, soll vor dem nächsten Kongreß berichtet
werden. Unverändert fordert der Kongreß die strikte Proportionalität und den
Verzicht auf eine Sperrklausel für ein EG-einheitliches Wahlsystem, um damit
eine „gerechte und vollständige Vertretung aller politischen Bewegungen" zu
gewährleisten.

Eine Resolution über die Außenbeziehungen der EG enthält eher allgemei-
ne Aussagen. In der Entschließung zu Polen wird die dortige Entwicklung be-
grüßt und vor jeder äußeren Einmischung gewarnt. Schließlich verabschiedete
der Kongreß Thesen zur europäischen Medienpolitik, die deutlich eine liberale
Handschrift zeigen.

Das Exekutivkomitee der ELD trat im Berichtszeitraum 1981 insgesamt zu
fünf Sitzungen zusammen: am 3.2. und 31.3. in Brüssel, am 12.6. in Kopenha-
gen (im wesentlichen zur letzten Vorbereitung des dortigen Kongresses), am
4.9. in Aix-en-Provence und am 10.11. wiederum in Brüssel. Breiten Raum
nimmt auf diesen Sitzungen die Behandlung ELD-interner Probleme ein, also
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das Verhältnis der Föderation zur liberalen EP-Fraktion und zu den nationalen
Mitgliedsparteien; die Finanzen der Föderation sowie die Beziehungen der
Mitgliedsparteien untereinander; des weiteren die Anleitung verschiedener Ar-
beitsgruppen, deren Arbeiten in erster Linie auf die jährlichen Kongresse bezo-
gen sind; in diesem Zusammenhang werden auch spezifische EG-Themen be-
handelt. Aus aktuellem Anlaß wird bei Komitee-Sitzungen über die nationale
Situation in einzelnen Mitgliedstaaten gesprochen, wenn dies durch Wahlen
oder Regierungsumbildungen naheliegt. Stellungnahmen zu aktuellen politi-
schen Problemen waren eher selten. Bemerkenswert war in diesem Zusam-
menhang ein einstimmig ergangenes Votum zugunsten des NATO-Doppelbe-
schlusses zur Stationierung von Mittelstreckenraketen in Europa für den Fall
erfolglos gebliebener Bemühungen um eine Reduzierung dieser Waffensyste-
me.

Unverkennbar stellt die Frage der Beziehungen der Föderation zur liberalen
EP-Fraktion und den nationalen Mitgliedsparteien ein zentrales Problem dar.
Es wurden verschiedene Vorschläge unterbreitet und diskutiert, wie die Zu-
sammenarbeit intensiviert und in feste Verfahren gebracht werden kann. Be-
sondere Probleme liegen dabei in der terminlichen Verfügbarkeit der in Frage
kommenden Politiker, in der Finanzierung dieser Arbeiten, aber auch in der in-
haltlichen Abgrenzung von Tätigkeitsschwerpunkten der Föderation und der
Fraktion. Was sich bereits 1980 abzeichnete, setzt sich 1981 fort: ein deutliches
Übergewicht auf Seiten der EP-Fraktion. In diesem Zusammenhang könnte
von einer gewissen Bedeutung werden, daß nach dem Rücktritt von G. Malgo-
di als Vorsitzender der Programm-Kommission der ELD nunmehr der Politi-
ker und EP-Abgeordnete Hans Nord vom Exekutiv-Komitee zum Präsidenten
dieser Kommission bestellt wurde. Die Kommission, der Vertreter aus allen
Mitgliedsparteien angehören, soll eng mit einer weiteren Kommission der ELD
zusammenarbeiten, die im Jahr 1981 eingesetzt wurde: der Wahlkampf-Kom-
mission zur Vorbereitung des Wahlkampfes für 1984. Dieser Kommission steht
die deutsche Politikerin und EP-Abgeordnete Mechthild von Alemann vor9.
Ohne Zweifel werden sowohl in der Programm- als auch in der Wahlkampf-
Kommission die von der EP-Fraktion gesetzten politisch-inhaltlichen Schwer-
punkte zur Geltung kommen und insofern die Arbeit der Föderation prägen.
Der frühzeitige Beginn mit der Vorbereitung der Wahlen von 1984 geht auf Er-
fahrungen mit der ersten Direktwahl zurück: führende ELD-Politiker halten es
für unerläßlich, nicht erst kurz vor den Wahlen mit Informationskampagnen
über die Tätigkeit der Liberalen zu beginnen. Bereits für 1982 wird eine ELD-
interne Informationsarbeit, die sich also an die einzelnen Mitgliedsparteien und
ihre Gliederungen richtet, vorgesehen.

Für die Arbeit der ELD-Föderation sind die Finanzen, wie übrigens auch für
die anderen Parteiföderationen, ein ständiges Problem. Es wird durch Säumig-
keit bei der Beitragszahlung durch einzelnen Mitgliedsparteien verschärft. Der
in der Satzung der ELD vorgesehene mögliche Ausschluß nicht zahlender Mit-
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gliedsparteien dürfte allerdings nur eine theoretische Möglichkeit sein und al-
lenfalls ein Druckmittel darstellen. Die EG wird auch für die zweiten Direkt-
wahlen wieder Mittel für den Wahlkampf zur Verfügung stellen. In diesem Zu-
sammenhang wurde diskutiert, ob die Bewirtschaftung und Verwendung der
Mittel zentral erfolgen oder den einzelnen Parteien überlassen bleiben soll.

Zu den internen Problemen der ELD gehört weiterhin das Verhältnis der
Mitgliedsparteien zueinander, womit der Aspekt der Homogenität der ELD
angesprochen ist. Zwei Vorgänge im Jahr 1981 können als Indikator für die Re-
levanz und zugleich Brisanz dieses Punktes genommen werden. Da ist zum ei-
nen der Besuch der holländischen Demokraten '66 bei den britischen Liberalen
und der neugegründeten Social Democratic Party in Großbritannien; die D '66
werden von der holländischen Mitgliedspartei in der ELD, der VVD, als innen-
politischer Konkurrent angesehen. Der genannte Kontakt mußte, da er ohne
Konsultation der VVD erfolgte, bei dieser auf gewisses Unverständnis stoßen.
Zum zweiten kritisierten die britischen Liberalen aus verständlichen Gründen
die Teilnahme einer französischen liberalen Politikerin an einer Veranstaltung
der britischen Konservativen; darin zeigt sich einmal mehr die große Distanz
zwischen der französischen Gruppe in der ELD und den britischen Liberalen.

Es überrascht nicht, daß die ELD die Gründung der Social Democratic Party
in Großbritannien als erfolgversprechenden Versuch begrüßten, das gegenwär-
tig gestörte politische System Großbritanniens — gestört durch ein als unge-
recht bezeichnetes Mehrheitswahlsystem — zu ändern10. Da die britischen Li-
beralen mit der SDP ein Bündnis eingegangen sind und bei den nächsten Wah-
len gemeinsam auftreten wollen, kann sich die ELD eine Stärkung ihrer Posi-
tion erhoffen. Über die internationale Anbindung der SDP ist, wie bereits in
anderem Zusammenhang erwähnt, noch nicht entschieden. Hoffnungen der
ELD auf Zuzug liberaler politischer Kräfte aus Griechenland erfüllten sich
nicht; die EP-Abgeordneten der Neuen Demokratie schlössen sich der EVP im
Europäischen Parlament an. Von nicht unerheblicher Bedeutung für die künfti-
ge Stärke der ELD wird das bei den zweiten Direktwahlen angewandte Wahl-
system sein. Deshalb auch die kontinuierlich vorgetragenen Forderungen nach
einem Proportionalwahlrecht ohne Sperrklausel.

Die Europäische Volkspartei (EVP)
Der Mitgliederbestand der EVP blieb im Jahre 1981 unverändert: ihr gehören
neun Parteien aus sieben Mitgliedstaaten an (Dänemark, Griechenland und
Großbritannien sind mit keiner Partei vertreten). Zu den Mitgliedern kommen
noch vier anerkannte Vereinigungen: die Jungen Christdemokraten Europas
(JDCE), die Frauensektion der EVP, die Europäische Kommunalpolitische
Vereinigung (EKPV) und die Europäische Mittelstandsvereinigung in der EVP
(EMV)11. Nach den Parlamentswahlen in Griechenland im November 1981
schlössen sich die acht Abgeordneten der „Neuen Demokratie" im EP der dor-
tigen EVP-Fraktion an12. Ob sich aus dieser Verbindung eine Mitgliedschaft
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der griechischen ND in der EVP entwickelt, bleibt abzuwarten und wird sicher-
lich im Kontext der Vorbereitungen der zweiten Direktwahl erörtert und ggf.
entschieden werden.

Die EVP veranstaltete am 7./8. Dezember 1981 in Bonn einen Kongreß, der
als wissenschaftliche Fachtagung der EVP-Fraktion im EP und der CDU/CSU-
Fraktion im Bundestag abgehalten wurde, also kein Beschlußgremium war und
auch keine Resolutionen produzierte. Die Veranstaltung stand unter dem
Oberthema „Für ein handlungsfähiges Europa". In zwei Arbeitskreisen wur-
den aktuelle und brisante Fragen diskutiert; sie standen unter dem Thema „Das
europäisch/amerikanische Bündnis — Rivalen oder Partner in der Weltpolitik
und Weltwirtschaft" und „Problematik des Haushalts und der Finanzierung der
Europäischen Gemeinschaft". Was letzteres angeht, so wurde eine Finanzver-
fassung für die Gemeinschaft gefordert, die eine Abgrenzung der Kompeten-
zen zwischen Gemeinschaft und Mitgliedstaaten festlegt, dabei „Gemein-
schaftsaufgaben" — z.B. in den Bereichen Forschung und Energie — bestimmt
und die Finanzierung dieser Aufgaben regelt. Der Zusammenhang mit den im
Mandatsbericht der EG-Kommission gemachten Vorschlägen ist unverkenn-
bar. Im ersten Arbeitskreis ging es — unter Beteiligung von L. Eagleburger,
dem Leiter der europapolitischen Abteilung im US-State-Department, um
Bestandsaufnahme, Meinungsaustausch und die Forderung, trotz „nicht immer
deckungsgleicher" Interessen sich des Gemeinsamen in den atlantischen Bezie-
hungen bewußt zu bleiben.

Ein „round table"-Gespräch über „Ordnungspolitik im Europa der 80er Jah-
re" rundete den Kongreß ab. Grundlage hierfür war ein vom deutschen CDU-
Politiker Ernst Müller-Hermann vorgelegter „Perspektivrahmen der EVP für
die Wirtschaftspolitik der EG in den 80er Jahren"13. Darin wird erneut das Be-
kenntnis der EVP „zu einer marktwirtschaftlich orientierten und sozial ver-
pflichteten Wirtschaftsordnung" unterstrichen. Vor den rund 400 Teilnehmern
des Kongesses sprachen führende Repräsentanten der EVP (z.B. Kohl, Piccoli,
Klepsch) und machten damit die auch auf öffentliche Wirkung angelegte Funk-
tion der Veranstaltung deutlich.

Das Politische Büro, laut Satzung „das Politische Führungsorgan" der EVP
(„und trifft alle politischen Entscheidungen unter Berücksichtigung der Leitli-
nien und des politischen Programms, die vom Kongreß festgelegt werden")14,
trat im Jahre 1981 mehrmals zusammen: am 3.2. und 273.3. in Brüssel, am 2.4.
in Rom, am 28.4., 9.6. und 30.6. in Brüssel, am 8.9. in Luxemburg, am 677.
und 10.12. in Brüssel. Bei drei dieser Termine handelte es sich um gemeinsame
Sitzungen der Politischen Büros von EVP und der Europäischen Union Christ-
licher Demokraten (EUCD).

Das Spektrum der bei diesen Büro-Sitzungen behandelten Themen ist recht
breit. Vertreter der Mitgliedsparteien berichten über wichtige aktuelle Vorgän-
ge in ihren Ländern. Der Vorsitzende der EVP-Fraktion im EP berichtet über
die Arbeit der Fraktion mit Blick auf wichtige Beratungsgegenstände im EP. Es
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werden spezifische EG-Themen diskutiert, wie etwa Fragen des EWS15, des In-
stitutionengefüges, der Entwicklung zur Europäischen-Union (Jonker-Plan);
dabei wird auch zu Sitzungen des Europäischen Rates — kritisch — Stellung ge-
nommen. Daneben werden allgemein wichtige Themen, die eine EG-Dimen-
sion haben oder nach Auffassung der EVP haben sollten, behandelt, wie etwa
die Arbeitslosigkeit. Fragen der internationalen Politik nehmen bei der EVP
traditionsgemäß breiten Raum ein; das schließt nach Auffassung der EVP not-
wendig auch Fragen der Sicherheits- und Verteidigungspolitik ein16. Schließlich
werden interne Probleme, wie die Finanzen der EVP und vor allem die Bezie-
hungen zu anderen Gliederungen der gleichen Partei-„Familie" erörtert.

Wie in den anderen Parteiföderationen wird auch bei der EVP das Verhältnis
zur EVP-Fraktion im EP als wichtige Frage betrachtet. Die Zugehörigkeit des
geschäftsführenden Vorstands der Fraktion zum Parteibund stellt die organisa-
torische Verklammerung sicher und der Fraktionsvorsitzende Egon Klepsch
hat durch regelmäßige Präsenz diesen Rahmen auszufüllen gesucht. Entschei-
dend ist indessen, ob die EVP der EP-Fraktion Hinweise oder Leitlinien für ih-
re laufende Arbeit gibt. Dieser Kommunikationsstrang ist zweifellos noch ent-
wicklungsbedürftig: in aller Regel ist die Fraktion auf sich allein gestellt, weil
das Politische Büro seinem Anspruch, Clearing-Stelle und konzeptionelle
Schaltstelle für die Arbeit der EVP zu sein, noch nicht in erwünschtem Umfang
entspricht. Das liegt am insgesamt zu langsamen und schwerfälligen Entschei-
dungsverfahren, was wiederum auf die häufige Nichtteilnahme der führenden
Parteirepräsentanten, nicht zuletzt auch auf Zeitmangel für die Beratungen,
zurückzuführen ist. Die Anwesenheit (und satzungsmäßige Zugehörigkeit) von
Mitgliedern der EG-Kommission, die einer Mitgliedspartei angehören — An-
driessen, Narjes, Natali — zielt auf die Herstellung einer Verbindung, die die
Geltendmachung und Durchsetzung von EVP-Positionen fördern soll.

Das Verhältnis zur EUCD ist vom Gedanken der Arbeitsteilung geprägt.
Die EUCD hat eine größere Mitgliedschaft im europäischen Raum. Neben den
EVP-Parteien gehören ihr Parteien aus Malta, Norwegen (seit 1981), Öster-
reich, Portugal17, San Marino, der Schweiz, Spanien und Zypern an, außerdem
die folgenden Vereinigungen: Europäische Union Junger Christlicher Demo-
kraten (UEJDC), Union Christlich-Demokratischer Frauen (UFDC), Euro-
päische Union Christlich-Demokratischer Arbeitnehmer (EUCDA) und Euro-
päische Kommunalpolitische Vereinigung (EKPV)18. Ziel der EUCD ist es,
christlich-demokratische Politik über die EG hinaus in ganz Westeuropa zur
Geltung zu bringen und transnational zu organisieren. Die Verbindung der
EVP mit der EUCD wird organisatorisch durch die erwähnten gemeinsamen
Sitzungen der Büros der zwei Vereinigungen, sowie durch Personalunion füh-
render Repräsentanten — der Präsident der EVP ist zugleich Vizepräsident der
EUCD und ein weiterer Vizepräsident der EUCD ist Vizepräsident der EVP -
hergestellt; schließlich fungieren bestehende (Fach-)Kommissionen für beide
Organisationen gemeinsam. Die politisch inhaltliche Koordination ist so beab-
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sichtigt, daß die EUCD für generelle Fragen der Ideologie und Gesellschafts-
politik, der internationalen Beziehungen, Sicherheit und Verteidigung, der
Kultur, sowie für die Verbindung zu den christlich-demokratischen Gruppen
im Europa-Rat und der WEU und für die Vertretung in der christlich-demokra-
tischen Weltorganisation zuständig sein soll.

Von besonderer Bedeutung ist das Verhältnis der EVP zu den nationalen
Mitgliedsparteien. Dem dient eine Veranstaltung wie der Kongreß im Dezem-
ber 1981 in Bonn, gemeinsam mit den beiden deutschen Mitgliedsparteien
CDU und CSU durchgeführt. Das Nicht-Erscheinen einer Reihe von Partei-
führern anderer Parteien, die in Bonn erwartet worden waren, weist auf die
Mängel dieser Kommunikation ebenso hin wie die entsprechend seltene Teil-
nahme der nationalen Parteiprominenz — jedenfalls vieler Mitgliedsparteien -
an Sitzungen des Politischen Büros. Besuche des EVP-Präsidenten Tindemans
bei den nationalen Mitgliedsparteien sind als ein Mittel gedacht, diese Kommu-
nikationsstruktur zu verdichten und der europapolitischen Arbeit der EVP auf
der jeweiligen nationalen Ebene mehr Resonanz zu geben, die wiederum die
Effizienz der EVP-Aktivität unterstützt.
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